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grafischer Reproduktion mit einer linearen Verkleinerung bis 
zu 2/3 alle Einzelheiten ohne Schwierigkeiten zu unterschei­
den sind. Um eine bessere Vorstellung von den Größenver­
hältnissen der auf den Zeichnungen dargestellten Gegen­
stände zu erhalten, ist in Ausrfahmefällen der Maßstab zeich­
nerisch anzugeben.

(5) Alle Ziffern, Buchstaben und Bezugszeichen, die auf 
den Zeichnungen vorhanden sind, müssen deutlich und klar 
sein. Ziffern und Buchstaben dürfen nicht in Klammern, 
Kreise, oder Anführungszeichen gesetzt werden. Die Höhe 
der Ziffern und Buchstaben darf nicht unter 3,2 mm sein.

(6) Auf einem Zeichnungsblatt können mehrere Figuren 
dargestellt werden. Wenn die Figuren, die auf 2 oder mehr 
Blättern dargestellt sind, eine einheitliche Figur bilden, sind 
sie so anzuordnen, daß diese Figur zusammengefügt werden 
kann, ohne daß irgendein Teil der Figuren, die auf verschie­
denen Blättern dargestellt sind, fehlt.

(7) Die einzelnen Figuren auf den Zeichnungen sind fort­
laufend mit arabischen Ziffern, unabhängig von der Kenn­
zeichnung der Blätter, zu numerieren.

(8) Bezugszeichen, die nicht in der Beschreibung genannt 
sind, dürfen nicht auf den Zeichnungen angegeben werden 
und umgekehrt. Mit .Bezugszeichen versehene Einzelheiten 
sind bei Darstellung in mehreren Figuren in jeder Figur mit 
dem Bezugszeichen zu versehen. Gleiche Details müssen in 
der gesamten Anmeldung gleiche Bezugszeichen erhalten.

(9) Wenn die Zeichnungen mehr als 5 Bezugszeichen ent­
halten, ist der Anmeldung ein gesondertes Blatt beizufügen, 
auf dem alle Elemente und ihre Bezugszeichen aufgeführt 
sind.

§ 8

Versicherung der Wahrheit über die Urheberschaft

(1) Die Versicherung der Wahrheit über die Urheberschaft 
ist unter Verwendung des amtlichen Vordrucks abzugeben. 
Darin bestätigen die genannten Personen durch eigenhän­
dige Unterschrift, daß sie Urheber bzw. Miturheber der Er­
findung gemäß § 7 des Patentgesetzes sind. Die Versicherung 
der Wahrheit ist eine „Versicherung zum Zwecke des Be­
weises“ im Sinne des §231 des Strafgesetzbuches.

(2) Kann die eigenhändige Unterschrift eines Urhebers aus 
zwingenden Gründen nicht erlangt werden, dann tritt die 
Versicherung des Anmelders an die Stelle der Versicherung 
des betreffenden Urhebers.

§9
Prioritätserklärung

(1) Die Prioritätserklärung muß innerhalb der im § 15 der 
Verfahrensanordnung genannten Frist eingereicht werden 
und folgende Angaben enthalten: das Datum der Anmeldung, 
auf das sich die Erklärung bezieht, den Staat, in dem diese 
Anmeldung getätigt wurde, sowie das Aktenzeichen der frü­
heren Anmeldung, sofern es zum Zeitpunkt der Anmeldung 
bekannt ist. Für die Inanspruchnahme einer Priorität auf­
grund einer Zurschaustellung der Erfindung auf einer Aus­
stellung sind die Bezeichnung der Ausstellung, der Ausstel­
lungsort und der Staat sowie das Datum der Zurschaustel­
lung anzugeben. Für die Fristen gilt das Gesetz vom 26. Sep­
tember 1955 über die Zurschaustellung von Erfindungen, 
Mustern und Warenzeichen auf Ausstellungen (GBl. I Nr. 82 
S. 656). Das Aktenzeichen kann auf Anforderung des Patent­
amtes später mitgeteilt werden.

(2) Stimmt der Anmelder der Nachanmeldung mit dem 
der Erstanmeldung nicht überein, so hat der Anmelder in­
nerhalb einer vom Patentamt gesetzten Frist den Nachweis 
zu erbringen, daß das Prioritätsrecht innerhalb der Priori­
tätsfrist von 12 Monaten vom Anmelder der Erstanmeldung 
auf den Anmelder der Nachanmeldung übertragen worden 
ist.

(3) Werden für eine Anmeldung mehrere Prioritäten oder 
Teilprioritäten in Anspruch genommen, so ist auf Anforde­
rung des Patentamtes eine Erklärung darüber abzugebeh, 
welche Ansprüche welchen Prioritäten oder Teilprioritäten 
zuzuordnen sind.

(4) Das Patentamt kann den Anmelder auffordern, eine 
Übersetzung des Prioritätsbeleges gemäß § 15 Abs. 2 der Ver­
fahrensanordnung und der dazugehörigen Anlagen einzurei­
chen, deren Richtigkeit von einem offiziell anerkannten Dol­
metscher bescheinigt sein muß.

(5) Die Erklärung über die Inanspruchnahme einer Aus­
scheidungspriorität ist mit der Anmeldung einzureichen. Sie 
muß das Aktenzeichen der früher erfolgten Anmeldung und 
den Tag des Eingangs der Ergänzung oder den Anmeldetag 
der geteilten früheren Anmeldung enthalten.

§ 10
Zustellungsvollmacht

Wird die Anmeldung von mehreren Personen vorgenom­
men und handelt es sich nicht um einen Fall des § 8 Abs. 2 
des Patentgesetzes oder des § 12 Abs. 5 der Verfahrensan­
ordnung, so muß, falls kein Vertreter bestellt wurde, ein Zu­
stellungsbevollmächtigter benannt werden.

Bericht über das Ergebnis der Prüfung 
auf Schutzfähigkeit und Bewertung der 

technisch-ökonomischen Effektivität

§U

(1) Der Bericht über das Ergebnis der Prüfung auf Schutz­
fähigkeit und technisch-ökonomische Effektivität hat zu ent­
halten :

1. Angaben über den Umfang der durchgeführten Recher­
chen

— bei manuell durchgeführten Recherchen eine Aufstel­
lung der durchgesehenen Patentschriften und ande­
rer Erfindungsschriften nach Ländern, Ordnungsein­
heiten und der Nummer der jeweils ersten und letz­
ten durchgesehenen Schrift sowie eine Aufstellung 
der durchgesehenen anderen Informationsquellen un­
ter Verwendung standardisierter Titelangaben,

— bei maschinell durchgeführten Recherchen eine Auf­
stellung über die recherchierten Länderfonds, Such­
gebiete nach der internationalen Patentklassifikation 
und Deskriptoren, den Recherchezeitraum sowie An­
gabe der Datenbank;

2. eine kurze Darstellung der gesamten der Erfindung na­
heliegenden bekannten technischen Lösungen und eine 
Begründung für die Auswahl derjenigen bekannten tech­
nischen Lösungen, die in der Beschreibung gemäß § 6 
dem Vergleich mit der Erfindung zugrunde gelegt wur­
den;

3. die Angabe der Gebiete der Technik, in denen die Er­
findung angewendet werden kann;

4. die Begründung des technisch-ökonomischen und/oder 
anderen Effekts der Anwendung der technischen Lö­
sung;

5. Darstellung der Ergebnisse der Erprobung, sofern sol­
che vorliegen.

(2) Bei Erfindungen gemäß § 8 Abs. 2 des Patentgesetzes 
umfaßt der Bericht weiterhin
— Angaben zum technischen Fortschritt, insbesondere zur 

erzielbaren Senkung des Aufwandes an lebendiger und 
vergegenständlichter Arbeit in der Produktion, zur Er­
höhung der Gebrauchseigenschaften eines Erzeugnisses, 
zur Verbesserung von Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Werktätigen, zu anderen Vorteilen oder zu Nachteilen 
der Erfindung gegenüber dem bekannten Stand der Tech-


